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(Mr. 14209.) Geſetz über die Zwangsvollſtreckung gegen juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes. 
Vom 11. Dezember 1934. 


Das Staatsminifterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


J. Zwangsvollſtreckung gegen den Staat. 


i Ss’: 
(1) Die Zwangsvollſtreckung gegen den Preußiſchen Staat wegen einer Geldforderung erfolgt 
im Verwaltungsweg. Die nähere Regelung im Einzelfall trifft der zuſtändige Fachminiſter im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 
(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden keine Anwendung, ſoweit dingliche Rechte verfolgt 
werden. 


I. Zwangsvollſtreckung gegen andere juriſtiſche Perſonen 
des öffentlichen Rechtes. 


§ 2. 

Die Vorſchriften der 88 3, 4 gelten für die Zwangsvollſtreckung gegen alle juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen des öffentlichen Rechtes, die der Aufſicht des Preußiſchen Staates oder ſeiner unmittelbaren 
Verwaltung unterliegen, mit Ausnahme der Kreditanſtalten und „ Pefſeetetung auttaten des öffent⸗ 
lichen Rechtes (5 5). 


83. 
(1) Zur Einleitung der Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung hedarf es der Bei⸗ 
bringung einer Zulaſſungsverfügung der Staatsaufſichtsbehörde (Abſ. 6). 


(2) Die Staatsaufſichtsbehörde hat auf Antrag des Gläubigers die Vermögensgegenſtände zu 
beſtimmen, in die eine Zwangsvollſtreckung zugelaſſen wird, und über den Zeitpunkt zu befinden, 
zu dem dieſe ſtattfinden ſoll. Soll ſich die Zwangsvollſtreckung gegen eine Religionsgeſellſchaft des 
öffentlichen Rechtes oder gegen ihre öffentlich-rechtlichen Verbände, Anftalten oder Stiftungen 
richten, ſo hat ſich die Staatsauffichtsbehörde vor Erlaß ihrer Verfügung mit dem zuſtändigen Auf⸗ 
ſichtsorgane der Religionsgeſellſchaft ins . zu ſetzen. 
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(3) Die Staatsaufſichtsbehörde darf die Zwangsvollſtreckung in Vermögensgegenſtände des 
Schuldners nicht zulaſſen, wenn dadurch die Erfüllung der öffentlich⸗rechtlichen Aufgaben des 
Schuldners gefährdet würde, bei einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband auch dann nicht, 
wenn der geordnete Gang der Verwaltung oder die Verſorgung der Bevölkerung gefährdet würde. 

(4) Die Durchführung der Zwangsvollſtreckung im Rahmen der Abſ. 2, 3 regelt ſich nach den 
Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. 


(5) Auf Zwangsvollſtreckungen, die im Verwaltungszwangsverfahren erfolgen, finden die 
Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 ſinngemäß Anwendung. Der Antrag (Abſ. 2) iſt von der Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde zu ſtellen. 


(6) Die für die Zulaſſungsverfügung zuſtändigen Staatsaufſichtsbehörden werden allgemein 
oder im Einzelfall durch die Fachminiſter beſtimmt. Der Fachminiſter kann ſich ſtets die Ent⸗ 
ſcheidung ſelbſt vorbehalten. In dieſem Falle iſt feine Entſcheidung endgültig. Andernfalls ſteht dem 
Gläubiger und dem Schuldner gegen die Entſcheidung der Staatsaufſichtsbehörde die Beſchwerde 
offen. Sie iſt binnen zwei Wochen nach der Bekanntgabe der Entſcheidung bei der Staatsaufſichts⸗ 
behörde einzulegen und hat aufſchiebende Wirkung. Über die Beſchwerde entſcheidet der Fach⸗ 
miniſter endgültig. 8 N 3 8 

(0) Die vorſtehenden Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit dingliche Rechte verfolgt 
werden. 


(8) Die übrigen Aufſichtsbefugniſſe der ſtaatlichen und ſonſtigen Aufſichtsbehörden bleiben 
unberührt. 
hast S au 


Ein Konkursverfahren über das Vermögen der im 8 2 bezeichneten juriſtiſchen Perſonen 
findet nicht ſtatt. N 

d § 5. 

Für die Zwangsvollſtreckung gegen Kreditanſtalten und Verſicherungsanſtalten des öffent⸗ 
lichen Rechtes und gegen ſolche Körperſchaften und Stiftungen des bürgerlichen Rechtes, die unter 


der Verwaltung einer öffentlichen Behörde ſtehen, gelten, ſoweit nicht Sonderbeſtimmungen erlaſſen 
ſind, die allgemeinen Vorſchriften. 


III. Übergangsbeſtimmungen. 
g 8 6. 


Die §8 30, 43 bis 47 der Erſten Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Ver⸗ 
waltung vom 3. September 1932 (Geſetzſamml. S. 283) werden aufgehoben. 


BETA 

() Dieſes Geſetz tritt vorbehaltlich des Abſ. 2 mit dem auf die Verkündung folgenden Tage 
in Kraft. i 

(2) Wann 8 5 für die verſchiedenen Gruppen der dortgenannten juriſtiſchen Perſonen in Kraft 
tritt, beſtimmt der Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Bis zum Inkraft⸗ 
treten des § 5 bewendet es für die Zwangsvollſtreckung gegen dieſe juriſtiſchen Perſonen bei den 
bisherigen Vorſchriften. i 
jet () Verteilungsverfahren, die nach der Verteilungsverordnung vom 30. März 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 101) eingeleitet worden ſind, ſind nach näherer Beſtimmung des Miniſters des Innern 
zu erledigen. f | 

Berlin, den 11. Dezember 1934. 


Segel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Görina. Gürtner. 
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Im Namen des Reichs verkünde ich für den We das n Geſetz dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 11. Dezember 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14210.) Geſetz über die Anderung der Grenzen der Kreiſe Jülich und Geilenkirchen⸗Heinsberg im 
Regierungsbezirk Aachen. Vom 13. Dezember 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


S 
Die Landgemeinde Setterich des Landkreiſes Jülich wird in den Landkreis Geilenkirchen⸗ 
Heinsberg eingegliedert. 
8 2 
Die Landgemeinde Setterich wird unter Abtrennung vom Bezirk des Amtsgerichts Jülich 
dem Amtsgerichte Geilenkirchen zugelegt. 
§ 3. 
Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt in der Gemeinde Setterich das bisher dort gültige 


Kreisrecht einſchließlich des Abgabenrechts des Landkreiſes Jülich außer Kraft und das Kreisrecht 
des Landkreiſes Geilenkirchen⸗Heinsberg in Kraft. 


N § 4. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1935 in Kraft. 


Berlin, den 13. Dezember 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde 150 für den Führer und e das bostehone Geje, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 13. Dezember 1934. 


Der ren ſche nern. 
Göring. 


(Nr. 14211.) Verordnung zur Anderung der Verordnung über das Bernaltungsstangeberahen 
Vom 11. Dezember 1934. 8 


Auf Grund des $ 2 des Geſetzes über die Zuläſſigkeit des Verwaltungszwangsverfahrens und 
über ſonſtige finanzielle Zwangsbefugniſſe vom 12. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 252) wird folgendes 
verordnet: 
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Artikel 1. | 
§ 46 der Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen, vom 15. November 1899 (Geſetzſamml. S. 545) in der Faſſung der Verordnung vom 
16. März 1926 (Geſetzſamml. S. 103) und vom 8. Mai 1931 (Geſetzſamml. S. 63) wird wie folgt 
geändert: 
1. Abſ. 1 Satz 2 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
§ 369 Abſ. 1 der Reichsabgabenordnung findet Anwendung. 
2. Im Abſ. 2 werden die Worte „ſowie in den Fällen des § 4 Nr. 2 des Reichsgeſetzes vom 
21. Juni 1869“ geſtrichen. 
Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1935 in Kraft. 


Berlin, den 11. Dezember 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


(Nr. 14212.) Fünfte Verordnung über die Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung landſchaft⸗ 
licher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute. Vom 4. Dezember 1934. 5 


Auf Grund des Artikels II Abſ. 2 des Geſetzes zur Vereinfachung und Verbilligung der Ver⸗ 
waltung landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute vom 12. November 1933 (Geſetzſamml. 
S. 401) in der Faſſung des Geſetzes vom 24. Februar 1934 (Geſetzſamml. S. 67) und vom 
22. Oktober 1934 (Geſetzſamml. S. 409) wird hiermit folgendes verordnet: 


8 

Die in den Satzungen der Landſchaftlichen Banken der Provinzen Pommern, Sachſen, 
Schleſien, Schleswig⸗Holſtein und in dem Statute der Bank der Oſtpreußiſchen Landſchaft 
geregelten Befugniſſe und Pflichten der bisherigen Generallandtage (Generalverſammlungen) und 
der bisherigen Engeren Ausſchüſſe (Verwaltungsräte, Plenarkollegium) der Pommerſchen Landſchaft, 
der Landſchaft der Provinz Sachſen, der Schleſiſchen Landſchaft, der Schleswig⸗Holſteiniſchen und 
der Oſtpreußiſchen Landſchaft gehen mit Wirkung von dem Inkrafttreten der neuen Satzungen dieſer 
Landſchaften auf ihre Landſchaftsausſchüſſe über. 


82. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 4. Dezember 1934. 


Der Preußiſche Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche 
Landwirtſchaftsminiſter. für Wirtſchaft und Arbeit. Juſtizminiſter. 
Austen Vertretunga antrat End gz! In Vertretung: 3 - Hemd ! 
Willikens. Poſſe. f mn Glürtner. 
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(Nr. 14213.) Verordnung über die Unterſtellung weiterer Anlagen unter den Geltungsbereich des 
Geſetzes, betreffend die Koſten der Prüfung überwachungsbedürftiger Anlagen. Vom 
8. Dezember 1934. 


Auf Grund des § 1 Abf. 2 des Geſetzes, betreffend die Koſten der Prüfung überwachungs⸗ 
bedürftiger Anlagen, vom 8. Juli 1905 (Geſetzſamml. S. 317) in der Faſſung des Geſetzes vom 
11. Juni 1934 (Geſetzſamml. S. 315) wird folgendes verordnet: 


§ 1. 
Dem Geltungsbereiche des Geſetzes, betreffend die Koſten der Prüfung überwachungsbedürf⸗ 
tiger Anlagen, werden unterſtellt: 


1. Tankanlagen zur Lagerung und Tankwagen zur Beförderung brennbarer Flüſſigkeiten, 
2. Blitzſchutzanlagen, 
3. für den Bergbau außerdem 

Abraumförderbrücken, 

Bauwerke für Grubenanſchlußbahnen, 

Bohrſtaubproben, 

Einrichtungen des Grubenrettungsweſens und der Erſten Hilfe, 

Geſteinſtaubproben, 

Kohlenſtaubproben, 

Kompreſſoren, 

Lokomotiven unter Tage, 

Seilfahrtanlagen mit Zubehör, 

Sprengſtoffe und Zündmittel, 

Waſſerproben aus Trinkwaſſeranlagen, 

Badeanlagen und Spritzwaſſerleitungen, 

Wetterproben. a 

§ 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 8. Dezember 1934. 


Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 
In Vertretung: 


Poſſe. 


‚KURT ad ‚Lions Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Juni 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Villigſt für die Herſtellung 
eines Weges 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 28 S. 77, ausgegeben am 14. Juli 1934; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Auguſt 1934 ’ 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas A.-G. in Eſſen zum Erwerb 
von Grundeigentum in Witten⸗Annen zum Bau einer Anſchlußgasleitung nach dem 
Gußſtahlwerk Annen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 37 S. 95, ausgegeben am 15. September 1934: 


——.......ñ.——.. ß ⏑— pr q r 
Dr.Grunau,Holten.str.129/3 
R 30 
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3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. September 1934 | 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Maſchinenfabrik Linden, G. m. b. H. in 


Hannover, zum Bau und zur Unterhaltung einer von der zur Hanomag führenden Ferngas⸗ 
leitung der Ruhrgas A.-G. nach dem „Hawagelände“ abzweigenden Gasfernleitung 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 39a S. 223, ausgegeben am 3. Oktober 1934; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Oktober 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichswehrfiskus) zum 
Erwerb von Grundeigentum für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 43 S. 131, ausgegeben am 27. Oktober 1934; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Oktober 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von Grund⸗ 
eigentum für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 44 S. 131, ausgegeben am 3. November 1934; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. November 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Grundeigentum für Reichszwecke b 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 46 S. 173, ausgegeben am 17. November 1934; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. November 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Groß Strehlitz zum 
Erwerb von Grundeigentum zur Anlage einer Kleinſiedlung 


durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 47 S. 299, ausgegeben am 24. November 1934; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. November 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Aſchendorf⸗Hümmling zum 
Erwerb von Grundeigentum in den Gemarkungen Steinbild und Walchum zum Bau 
einer Brücke über die Ems bei Steinbild nebſt Rampen und Zufahrtsſtraßen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 47 S. 134, ausgegeben am 24. November 1934; 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. November 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Grundeigentum für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 47 S. 119, ausgegeben am 24. November 1934; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. November 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Grundeigentum für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 48 S. 261, ausgegeben am 1. Dezember 1934; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. November 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Gelände für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 48 S. 121, ausgegeben am 1. Dezember 1934. 
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